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Der Lehrſtuhl für Berwaltungsgeſetzkunde auf unferen 
Univerfitäten, 


Wir haben in Betreff der Vorträge über die Verwaltungsgeſetz⸗ 
kunde auf den Hochſchulen mehrfache unbefriedigende Erfahrungen 
gemacht. Bald wurde die Sache dem Lehrer verleidet, ſei es, daß ihn 
die Disciplin wiſſenſchaftlich nicht befriedigte, ſei es, daß ihm die 
Hörer eutblieben, ſei es endlich, daß er als bloßer Theoretiker ſich 
ſeiner Aufgabe nicht gewachſen fühlen mußte. 

In letzterer Beziehung ſcheint es allerdings wirklich ſchwer, 
einen dieſer Aufgabe gewachſenen Mann, welcher z. B. auch durch 
Beiſpiele und Fälle des praktiſchen Lebens ſeine Theſen unterſtützen 
könnte, zu finden. Ein mit der Adminiſtration genau bekannter älterer 
Beamter wird zum akademiſchen Lehrer ſelten taugen; überdies dürften 
die Fähigften unter den älteren Herren nicht immer Neigung beſitzen, 
zu lehren, der grüne Tiſch oder das Wirken in praxi tft ihnen zu 
lieb geworden. Die begabteren Jüngern ſchmeicheln ſich mit „Carriere 
im Staatsdienſt“ und verſchmähen die Docentur. Einem Profeffor 


endlich, welcher nicht im Verwaltungsdienſte ſtand, fehlt die lebendige 


perſönliche Erfahrung und die allſeitige Anſchauung, ſo daß er auf 
Geſetz⸗ und Verordnungsfammlungen verwieſen iſt. Er lehrt, was der 
Schüler allenfalls leſen ſollte. 

Da nun wohl Alle darüber einig ſind, daß über Verwaltung auf 
den Univerfitäten Vorträge gehalten werden ſollen, da man insbeſondere 
auch denjenigen Studirenden, welche ſich der Advocatur zu widmen 
gedenken, Gelegenheit geben muß, ſich in einem Zweige auszubilden, 
welcher ihnen im ſpäteren Leben täglich vor Augen ſich draͤngt, ſo 
müßten für die in Frage ſtehende Disciplin ſolche Leute zu Docenten 
gewonnen werden, welche neben genügender wiſſenſchaftlicher Ausbil⸗ 
dung eine Anzahl Dienſtjahre der oberen und unteren Inſtanzen 
hinter ſich haben. 

Solche Leute ſollen übrigens an der Stelle des Reichsgeſetz⸗ 
blattes oder anſtatt einer tabellariſchen Nebeneinanderſtellung von Ge⸗ 
ſetzen, Verordnungen und Normalien eine Verwaltungslehre in dem 
Sinne vortragen, daß die organiſatoriſchen Grundſätze und hierauf ein 
aus denſelben entwickeltes ideelles Verwaltungsſyſtem, erläutert durch 
ſchlagende Beiſpiele aus der Wirklichkeit und belebt durch eine ſach⸗ 
kundige Kritik beſtehender Formen und der ſich aus ihnen ergebenden 
Zuftände, dargelegt würden. Es dürfte nicht bloß Recht, ſondern eben⸗ 
ſowohl Politik ſein, das Richtige als logiſch nothwendig darzuſtellen, 
mit einem Worte ſich ungefähr ſo verhalten, wie eine Rechtsphiloſo⸗ 
phie zu den Pandecten. Ja, dieſe Vorträge müßten nicht bloß und 
ſelbſt nicht vorzugsweiſe poſitives Geſetz enthalten; denn das wird im 
Dienſte gelernt. 

Daß ein ſolches Ziel auf den Univerſitäten zu erreichen nicht 
leicht iſt, geben wir zu, es kann aber erreicht werden, und weil es 
als ausführbar ſich darſtellt, wer wollte bezweifeln, daß es wiſſen⸗ 
ſchaftlich und in Hinſicht des Unterrichtszweckes lohnend wäre? 

Wenn das Leben neue wiſſenſchaftliche Forderungen ſtellt, fo 
müſſen auch die Hochſchulen eine Erweiterung erfahren, ja ſie haben 
das Recht und die Pflicht, dafür zu ſorgen, daß die Ausbildung nach 
einer fo wichtigen (vielleicht der wichtigſten) Richtung möglich iſt. 
Ein alter Studienplan, erkauft durch Lücken in der wiſſenſchaftlichen 
Bildung und durch Unterdrückung der Selbſtſtändigkeit eines neuen 
Studienkreiſes, mag getroſt fallen! Dr. —d— 


Behördeneompeten; in Fällen der Bienſtentweichung 
von Bergarbeitern. 


Ueber dieſe Frage hat das k. k. Ackerbauminiſterium mit Erlaß 
vom 31. December 1871, 3. 5463/572, an die k. k. Statthalterei 
als politiſche und montaniſtiſche Oberbehörde in Graz folgende Erläu⸗ 
terung hinausgegeben: 

„Ueber den Bericht vom 2. October l. J., 3. 10.289, in Betreff 
der Behandlung und der Competenz der Behörden in Fällen der 


10 


Dienſtentweichung von Bergarbeitern, und zwar aus Anlaß einer des Landesausſchuſſes) erſucht, ob der fragliche Weg als ein öffentlicher 


zwiſchen der Bezirkshauptmannſchaft zu Graz und der Berghaupt⸗ 
n det in Gilt N Meinungsverſchiedenheit, wird der 
k. k. Statthalterei im Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern 
bedeutet: N N 
Der § 201 a. B. G. beſtimmt, daß Arbeiter nur nach einer 
vierzehntägigen Aufkündigungsfriſt aus dem Dienſte treten können. 
Ueber die Folgen des eigenmächtigen Dienſtaustrittes vor Ablauf dieſer 
geſetzlichen Kündigungsfriſt enthält das Berggeſetz keine Beſtimmung. 
Dieſe Lücke derzeit im Geſetzeswege auszufüllen, ſcheint weder zeit⸗ 
gemäß, weil ohnehin eine Reviſion des ganzen Berggeſetzes beabſich⸗ 
tigt wird, noch nothwendig, weil für Fälle, über welche das Berg⸗ 
geſetz beſondere Beſtimmungen nicht enthält nach § 2 a. B. G. ſub⸗ 
ſidiär die allgemeinen Geſetze, hier alſo die Gewerbeordnung, bezie⸗ 
hungsweiſe der § 80 derſelben anzuwenden find. Wenn der Artikel V 
des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung vom 20. December 
1859, R. G. Bl. Nr. 227, unter lit. b die Anwendung des genannten 
Geſetzes auf den Bergbau ausſchließt, ſo hat dies darin, ſeinen Grund, 
weil für den Bergbau durch ſeine Eigenthümlichkeit bedingte beſondere 
Vorſchriften — das Berggeſetz — beſtehen, nach welchen derſelbe zu 
behandeln iſt. 8 a 
Hieraus aber muß andererſeits geſchloſſen werden, daß der An⸗ 
wendung der Gewerbeordnung in ſolchen den Bergbau betreffenden 
Angelegenheiten, über welche das Berggeſetz keine beſonderen Beſtim⸗ 
mungen enthält, nichts im Wege ſtehe. g 
Dieſe Meinung findet im § 2 a. B. G. ihre Begründung und 
wurde auch mit der Verordnung des Staats-, Polizei⸗ und Handels⸗ 
miniſteriums vom 25. Mai 1866, R. G. Bl. Nr. 72, über die Aus⸗ 
dehnung der durch die Gewerbeordnung vom 20. December 1859 
eingeführten Arbeitsbücher auf die Bergarbeiter und Aufſeher anerkannt; 
denn im § 3 der erwähnten Miniſterialverordnung wurde ausdrücklich 
feſtgeſetzt, daß bezüglich der Austellung und Ausfüllung der Rubriken 
der Arbeitsbücherfder Bergarbeiter, dann bezüglich der Unterſ uchung 
und Beſtrafung der dabei vorfallenden Uebertretungen 
die allgemeinen Vorſchriften der Gewerbeordnung in Anwendung zu 
treten haben, daß jedoch in Unterſuchungsfällen im Falle des Erfor⸗ 
derniſſes das Einvernehmen mit den Bergbehörden zu pflegen ſei. 
Demnach erſcheinen zur Handhabung der auch auf Bergarbeiter 
in Fällen der Dienſtentweichung anwendbaren Gewerbeordnung (8 80) 
gemäß dem § 141 derſelben die politiſchen Verwaltungsbehörden erſter 
Inſtanz berufen.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Fall zur Beleuchtung der Competenzanſichten in der Frage der Ent⸗ 
ſcheidung über die Oeffentlichkeit eines Weges. 


Der Gemeinderath von J. erſuchte auf Grund eines Beſchluſſes 
des Gemeindeausſchuſſes vom 31. Auguſt 1870 die k. k. Tabak⸗ 
fabriksverwaltung, dieſelbe wolle bei dem Umſtande, als der die Vorſtadt 
F. mit der Vorſtadt S. verbindende, ſeit undenklichen Zeiten beſtehende, 
ſomit aus dem Titel der Erſitzung in das Eigenthum der Stadt⸗ 
gemeinde übergegangene, zur Communication unentbehrliche Fußſteig als 
öffentlicher Gemeindeweg angeſehen werden muß, die Verfü⸗ 
gung treffen, daß die die Paſſage hindernden bretternen Planken unterhalb 
der Rampe geſetzt und auf dieſe Art der ſeit jeher beſtandene Ab⸗ 
kürzungsweg wieder geſchaffen werde. Zugleich wurde im Widrigen 
Execution angedroht und der Tabakfabriksverwaltung der Recurs nach 
§ 119 des Gemeindeſtatutes von J. an den Landesausſchuß freigeſtellt. 

Die Finanzprocuratur, von der Anſicht ausgehend, daß nach 
§ 69 des Gemeindeſtatutes die Gemeinde wohl berufen ſei, die Ge⸗ 
meindewege zu erhalten, keineswegs aber zu entſcheiden, ob ein Weg 
als ein öffentlicher anzuſehen iſt, daß daher die obige Entſcheidung 
des Gemeinderathes von J. incompetent und nichtig ſei, hat an den 
mähriſchen Landesausſchuß recurrirt und das Begehren geſtellt, es 
möge die recurrirte Entſcheidung aufgehoben und die ganze Angelegenheit 
an die Statthalterei zur Einleitung der geſetzlichen Verhandlung ab⸗ 
getreten werden. Gleichzeitig hat die Finanzprocuratur aber auch bei 
der mähriſchen Statthalterei um die Vornahme der erforderlichen Vor⸗ 
erhebungen und um die Entſcheidung der Frage (nach Einvernehmung 


zu behandeln ſei. 

Ueber Anſuchen der Statthalterei an den Landesa usſchuß um 
die Mittheilung ſeiner bezüglichen Entſcheidung, erwiederte dieſer, 
daß er ſeine Competenz in dieſer Angelegenheit nur unter der Vor⸗ 
ausſetzung als begründet erkenne, wenn dem fraglichen Gehwege die 
Eigenſchaft eines öffentlichen Gemeindeweges zukomme. Da aber die 
Finanzprocuratur dem erwähnten Wege die Eigenſchaft eines öffentlichen 
Gemeindeweges abſpreche und da die Entſcheidung in dieſem Punkte 
nach der Meinung des Landesausſchuſſes der politiſchen Behörde zu⸗ 
kommt, müſſe er die ganze Verhandlung der Statthalterei zur com⸗ 
petenten Entſcheidung über die beſtrittene Oeffentlichkeit des Weges, 
abtreten. 

Auf Grund dieſer Note hat die mähriſche Statthalterei eine 
neuerliche Verhandlung und Erhebung angeordnet, ließ insbeſondere 
Gedenkmänner einvernehmen und die öffentlichen Rückſichten conſtatiren 
und hat ſodann erkannt: „Nebſt den beſtehenden Straßen zwiſchen der 
Vorſtadt F. und der Vorſtadt S. beſtand nach Ausſage der Gedenk⸗ 
männer von jeher ein von Jedermann berüßter Fußweg; dieſer Fuß⸗ 
weg wurde von der Tabakfabriksverwaltung ungeachtet der Einſprache 
der Stadt J. durch die Einfriedung des ärariſchen Tabakſchupfens 
abgeſperrt. Für die Beurtheilung der Frage, ob dieſer Fußſteig als 
ein öffentlicher Weg anzuſehen iſt, müſſen die 88 1 und 4 des mäh⸗ 
riſchen Straßengeſetzes vom 28. Februar 1865 als maßgebend ange⸗ 
ſehen werden. Nach dem § 1 dieſes Geſetzes gehören Gemeindeſtraßen 
und Wege unter die öffentlichen Straßen und Wege und nach § 4 
ſeien Gemeindeſtraßen und Wege jene öffentlichen Straßen und Wege, 
welche die Verbindung im Innern der Ortsgemeinde oder mit benach⸗ 
barten Ortsgemeinden herſtellen und keiner höheren Kategorie angehören. 
Daß der fragliche Fußweg eine Verbindung im Innern der Orts⸗ 
gemeinde herſtelle und daß derſelbe bis zu der erfolgten Abſperrung 
allgemein benützt wurde, ſei erwieſen; es könne demſelben daher die 
Eigenſchaft eines öffentlichen Gemeindeweges im Sinne der obigen 
geſetzlichen Beſtimmungen nicht abgeſprochen werden — und müſſe 
daher der vom Gemeinderathe in J. gemachte Anſpruch, daß der beſagte 
Fußweg ein öffentlicher Weg iſt, als dem Geſetze entſprechend anerkannt 
werden. Auf dieſen Ausſpruch nehme der Umſtand keinen Einfluß, ob 
der fragliche Verbindungsweg unbedingt nothwendig iſt, wem das 
Eigenthum des Grundes gehört und in welchem Zuſtande ſich dieſer 
Weg befindet. Die Frage wegen des Grundeigenthums oder einer 
allfälligen Dienſtbarkeit gehöre vor den Civilrichter und ihre Entſchei⸗ 
dung würde, falls die- Gemeinde im Proceſſe unterläge, nur die Wirkung 
äußern, daß, wenn der Weg als unentbehrlich ſich herausſtellte, mit 
der Enteignung vorgegangen werden müßte.“ 

Im Miniſterialrecurſe führte die Finanzprocuratur zunächſt aus, 
daß die Statthalterei von der ganz irrigen Vorausſetzung ausgehe, 
jeder in einer Gemeinde vorhandene Weg ſei als ein öffentlicher Weg 
anzuſehen; ein öffentlicher Weg müſſe ſich auch wirklich im Intereſſe 
der Oeffentlichkeit als nothwendig darſtellen. Der Grund, auf welchem 
der fragliche Weg gehe, ſei Eigenthum des Aerars. Der fragliche Weg 
jet ganz überflüſſig, nachdem anderweitige ganz zweckmäßige Wege 
beſtehen. Daß dieſer Weg als ſolcher benützt wurde, ändere an der 
Sache nichts; ob die Gemeinde den Weg erſeſſen habe, ſei vom Richter 
zu entſcheiden. Die Finanzprocuratur ſtellte das Begehren, unter Ab⸗ 
änderung der Statthalterei⸗Entſcheidung zu erkennen, daß dem in 
Frage ſtehenden Wege nicht die Eigenſchaft eines öffentlichen Weges 
zukomme. 

Ueber dieſen Recurs hat das Miniſterium des Innern unterm 
15. Auguſt 1871, Z. 10.945 Folgendes der Statthalterei eröffnet: 

„Der Gemeinderath der Stadt J. hat im Grunde eines Aus- 
ſchußbeſchluſſes vom 3 1. Auguſt 1870 entſchieden, daß der die Vorſtadt 
F. mit der Vorſtadt S. verbindende, längs der ſtädtiſchen Waſſerleitung 
zwiſchen dem alten Friedhofe und dem ärariſchen Tabakſchupfen hin⸗ 
laufenden Fußweg als ein öffentlicher Gemeindeweg anzuſehen ſei, 
daher nicht abgeſperrt werden dürfe, ſondern für den allgemeinen Ver⸗ 
kehr offengehalten werden müſſe. 

Die mähriſche Statthalterei hat in ihrer Entſcheidung vom 
27. Mai 1871, 3. 6856 den Ausſpruch des Gemeinderathes, daß der 
beſagte Fußweg ein öffentlicher iſt, als dem Geſetze entſprechend 
erkannt. 

Auch das Miniſterium des Innern vermag in dem obigen Aus⸗ 
ſpruche des Gemeinderathes weder eine Geſetzesverletzung noch eine 


Ueberſchreitung des Wirkungskreiſes zu erkennen, daher kein Grund 
vorliegt, nach § 121 des Gemeindeſtatutes von J. die Vollziehung 
des obigen Beſchluſſes der ſtädtiſchen Vertretung zu unterſagen.) 
Inſoferne die Statthalterei ausgeſprochen hat, daß die Frage 
wegen des Grundeigenthums oder einer allfälligen Dienſtbarkeit vor 
den Civilrichter gehört, wird dieſer Ausſpruch behoben, weil die Beurthei⸗ 
lung der gerichtlichen Competenz den Gerichten vorbehalten bleiben za, 5 


Die politiſche Behörde iſt berechtigt, zu erkennen, ob ein zwiſchen 

einer Gemeinde und der Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenes Grund⸗ 

einlöſungsübereinkommen inſoferne rechtsgiltig ſei, als es geeignet 
erſcheint, das Expropriationsverfahren auszuschließen **). 


Zum Baue der Eiſenbahn V.-F. wurden Grundſtücke im Ge⸗ 
ſammtflächenausmaße von 2 Joch und 356 Quadratklafter, welche der Ge⸗ 
meinde W. gehörten, in Anſpruch genommen. Der bevollmächtigte Einlö⸗ 
ſungscommiſſär der Bahngeſellſchaft hatte mit den Vertretern der Gemeinde 
W. wegen gütlicher Einlöſung der Gründe unterhandelt und die erzielte Ver⸗ 
einbarung in einem Protokolle vom 22. Juli 1870 niedergeſchrieben. 
Nach Inhalt dieſes Protokolles überläßt die Gemeindevertretung W. 
die ſpeciell angeführten Realitäten um den vereinbarten Pauſchalpreis 
von 1800 fl. ö. W., in welchem Preiſe auch zugleich die Vergütung 
für alle Wirthſchaftserſchwerniſſe und Nebenentſchädigungen inbegriffen 
iſt, in das Eigenthum der Bahngeſellſchaft. Am Ende des bezüglichen 
Protokolltheiles folgt jedoch nachſtehende Bemerkung: „Die Gemeinde⸗ 
vertretung verweigert die Unterſchrift, es beſtätigen jedoch die gefertigten 
Zeugen Joſeph T. und Johann F, daß der Vertrag wirklich ſo wie 
vorausgeführt mündlich mit der Gemeindevertretung abgeſchloſſen wurde.“ 

Am 5. Februar 1871 überreichte nun der Gemeindevorſtand 
von W. beim Bezirkshauptmanne in L. ein Geſuch, worin behauptet 
wird, daß ein Vergleich nicht zu Stande kam. Dieſer ſei zwar verſucht 
und der Ablöſungspreis von 1800 fl. in der That beſtimmt worden. 
Als aber die Gemeindevertreter am nächſten Tage bemerkten, daß der 
Vertreter der Bahngeſellſchaft in das Protokoll den Beiſatz, betreffend 
die Wirthſchaftserſchwerniſſe und Nebenentſchädigungen eingetragen 
hatte, wovon bei der mündlichen Verabredung keine Rede geweſen ſei, 
haben ſie die Unterfertigung verweigert. Der Vertreter der Bahn⸗ 
geſellſchaft habe zwar das Protokoll von den zwei Schätzleuten unter⸗ 
ſchreiben laſſen, dieſelben hätten jedoch die ſchriftliche Erklärung ab⸗ 
gegeben und ſeien auch bereit zu beſchwören, daß ſie durch ihre 
Unterſchrift nur die Verweigerung der Unterfertigung von Seite der 
Gemeindevertretung beſtätigen wollten, nicht aber das im Protokolle 
Angegebene. Dieſe ſchriftliche Erklärung der zwei Zeugen habe die 
Gemeinde gleichzeitig mit dem Proteſte gegen die nachtraͤglich erfolgte 
gerichtliche Deponirung des Betrages von 1800 fl. an die General⸗ 
direction der Bahn eingeſendet, von dort aber den Beſcheid erhalten, 
daß die Generaldirection in dieſer Sache nichts weiter zu verfügen 
finde, ſondern der Gemeinde es überlaſſen müſſe, ihre vermeintliche 
Mehrforderung in Gemäßheit des § 9 der Mirniſterial⸗Verordnung 
vom 8. December 1855, R. G. Bl. Nr. 213 im Rechtswege geltend 
zu machen. Die Gemeinde ihrerſeits ſtützte ſich in ihrem Geſuche auf 
§9 der Miniſterial⸗Verordnung vom 14. September 1854 und ſtellte 
die Bitte, die Bezirkshauptmannſchaft möge der Bahngeſellſchaft den 
Auftrag zur Veranlaſſung der gerichtlichen Schätzung der einzulöſenden 
Gründe ertheilen. 

Der Bezirkshauptmann hat die Gemeinde W. verſtändigt, er 
könne in der Sache nichts Weiteres thun und müſſe es dem Ge⸗ 
meindeausſchuſſe überlaſſen, ob die Gemeinde ihr anſcheinend gutes 
Recht gegen die Bahngeſellſchaft im Civilproceſſe ſich erkämpfen wolle. 

Anläßlich des von der Gemeinde an die Statthalterei als zweite 
Inſtanz ergriffenen Recurſes verwies dieſe Behörde die Austragung der 


) Aus dieſer Entſcheidung geht hervor, daß das Miniſterium (ſelbſt im Falle 
der Ablehnung der Competenz ſeitens des Landesausſchuſſes) ſich nicht für berufen 
hält, über die Frage der Oeffentlichkeit eines Weges in merito zu entſcheiden. Ueber 
eine ſolche Frage lediglich vom Standpunkte des ſtaatlichen Interventions⸗ und Auf⸗ 
ſichtsrechtes aus zu entſcheiden, hat aber kaum eine Bedeutung, da eine ſolche Interven⸗ 
tion ſich der Natur der Sache nach über die Competenzfrage hinaus niemals erſtrecken 
könnte. Wir verweiſen lediglich auf den die Frage behandelnden Leitartikel in Nr. 1 

und 2 des heurigen Jahrganges diefer Zeitſchrifk. Bemerkung der Redaction. 
) M. vergl. hiezu die Mittheilung in Nr. 43, S. 170 des Jahrganges 1870 
dieſer Zeitſchrift. 
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Verhandlung ebenfalls vor den Civilrichter, doch hat fie gleichzeiti 
die Generaldirection der Bahn 2 ſch⸗ a 15 Gemeinde 
W. im gütlichen Wege oder auf Grund einer gerichtlichen Schätzung 
auszugleichen. 

Im Miniſterialrecurſe bemerkte die Gemeinde, daß ein gütliches 
Uebereinkommen nicht zu Stande gekommen ſei und begehrte die Ver⸗ 
anlaſſung der gerichtlichen Schätzung. 

Im Vorlageberichte ſprach die Statthalterei für Abweisung des 
Recurſes, nachdem die Beſtimmungen des Protokolls auch von der 
Realinſtanz für genügend erachtet wurden, den Entſchädigungsbetrag 
als Depoſitum zu übernehmen. a 5 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 26. October 1871, 
3. 10.369 dem Recurſe der Gemeinde Folge gegeben und unter Be⸗ 
hebung der recurrirten Entſcheidung die Durchführung des vorgeſchrie⸗ 
benen Expropriationsverfahrens angeordnet, „weil es ſich hier um die 
Veräußerung von zum Stammvermögen der Gemeinde gehörigen 
Grundſtücken handelt, und keine Nachweiſung vorliegt, ob der Ge⸗ 
meindevorſtand von W. mit Rückſicht auf die Beſtimmungen der 
$$ 30 Punkt 1 und 86 der Gemeindeordnung für Tirol berechtigt 
war, einen giltigen Vertrag abzuſchließen; dann, weil das von einer 
der contrahirenden Parteien aufgenommene, vom Gemeindevorſtande 
zu W. nicht unterſchriebene, vielmehr hinſichtlich der Richtigkeit ſeines 
Inhaltes beſtrittene Protokoll vom 22. Juli 1870, bei welchem auch 
die Anordnung des $ 52 der tirol. Gemeinde⸗Ordnung nicht beob⸗ 
achtet wurde, als Nachweis eines über die Erwerbung des Grundes 
und die hiefür zu leiſtende Entſchädigung abgeſchloſſenen gütlichen 
Uebereinkommens micht angeſehen werden kann.“ L. 


Taglöhner ſind nicht unter jene Perſonen zu zählen, für welche 
der Arbeitsgeber Krankenverpflegskoſten zu zahlen hat. 


Michael W. wurde vom 1. December 1868 bis zum 12. Jänner 
1869 im allgemeinen Krankenhauſe an einer Milzſchwellung behandelt, 
welche Krankheit ſich der Verpflegte nach mit dem ärztlichen Parere 
nicht im Widerſpruche ſtehender eigenen Angabe im Dienſte des Eiſen⸗ 
bahnbauunternehmers H. in St. beim Baue durch eine Contuſton 
in Folge eigener Unvorſichtigkett acht Tage vor Aufnahme in das 
Spital zugezogen hat. Auch zur Zeit der Aufnahmr in das Spital 
ſtand W. nach Angabe des Bürgermeifteramtes K. bei dem Bau⸗ 
unternehmer H. als Taglöhner in Arbeit. 

Der Wiener Magiſtrat verpflichtete Friedrich H. zum Erſatze 
der Krankenverpflegskoſten mit der Motivirung, daß Michael W. zur 
Zeit der Erkrankung bei H. in Arbeit geweſen und Letzterer daher 
nach § 12 der niederöſterreichiſchen Regierungsverordnung vom 30. März 
1837, 3. 12.234, zu jener Zahlung verpflichtet erſcheine. 

Die Statthalteret hielt über Recurs des Friedrich H. mit der⸗ 
ſelben Begründung, wie der Wiener Magiſtrat, die Zahlungspflicht 
des Genannten nach den beſtehenden Directiven aufrecht. 

Ueber den Miniſterialrecurs des Friedrich H. hat das Minifte- 
rium des Innern unterm 28. October 1871, 3. 13.892, denſelben 
von der Zahlung der Verpflegskoſten losgezählt, „weil die Verpflich⸗ 
tung der Arbeitsgeber zur Vergütung von Verpflegskoſten nach dem 
Geiſte des § 12 des Hofkanzleidecretes vom 18. Februar 1837, 
3. 12.356 (niederöſterreichiſche Provinzial⸗Geſetzzammlung pag. 70), 
des erläuternden Hofkanzleidecretes vom 30. April 1840, 3 11.757 
(niederöſterreichiſche Provinzial⸗Geſetzſammlung pag. 147), und der 
Gewerbeordnung (§ 73) auf Taglöhner und die nach der Natur des 
Arbeitsverhältniſſes und der Beſchäftigung den Taglöhnern gleichzu⸗ 
haltende Kategorie, ohne eine zu weit gehende Bedrückung der Arbeits⸗ 
geber nicht ausgedehnt werden kann.“ L. 


Berordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 20. December 1871, Z. 16.749, 
betreffend die Rückſtellung jener Behelfe, auf deren Grundlage Expropriations⸗ 
erkenntniſſe für Eiſenbahnbauten gefällt werden. 


Das Miniſterium hat die Wahrnehmung gemacht, daß die Behelfe, auf deren 
Grund die Expropriationserkenntniſſe für Eiſenbahnbauten gefällt werden, als: 


Situationspläne, Pareellenverzeichniſſe, Protokolle über Vergleichsverſuche u. dgl., von 
den politiſchen Behörden häufig mit dem Expropriationserkenntniſſe den Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen zurückgeſtellt werden, fo daß nach dem Einlangen eines Minifterial- 
recurſes dieſe Behelfe erſt wieder den Eiſenbahnunternehmungen abverlangt wer⸗ 
den müſſen. 

Da hiedurch nicht nur die endgiltige Entſcheidung in den meiſt dringenden 
Erpropriationsangelegenheiten verzögert und ſomit der Zweck der Miniſterialverord⸗ 
nung vom 27. Auguſt 1870, R. G. Bl. Nr. 113 (über die Herabſetzung der Rerurs⸗ 
friſt) häufig vereitelt, ſondern auch die Grundlage der behördlichen Entſcheidung der 
Gefahr des Verluſtes ausgeſetzt wird, beehre ich mich, einverſtändlich mit dem k. k. 
Handelsminiſterium Euer Hochwohlgeboren zu erſuchen, das bezeichnete Verfahren, 
falls es auch bei den Hochdenſelben unterſtehenden Behörden in Uebung wäre, abſtellen 
und dafür ſorgen zu wollen, daß die zu einem Expropriationserkenntniſſe gehörigen 
Behelfe, inſoweit deren Ausfolgung nach ihrer Beſchaffenheit überhaupt zuläſſig ift, 
jedenfalls erſt nach eingetretener Rechtskraft des Erkenntniſſes zurückgeſtellt werden. 


Erlaß des Ministeriums des Innern vom 2. Mai 1871, Z. 5069, betreffend 

die Hinausgabe eines Muſter⸗Formulares zur Verfaſſung von Statuten über 

die Errichtung von Actiengeſellſchaften zu landwirthſchaftlichen, induſtriellen 
und gewerblichen Zwecken. 


Die im Laufe der letzten Jahre gemachten Erfahrungen haben zu der Wahr- 
nehmung geführt, daß die von Bewerbern um die Bewilligung zur Errichtung von 
kleineren Actiengeſellſchaften zu landwirthſchaftlichen, induſtriellen und gewerblichen 
Zwecken anher gelangenden Statutenentwürfe, welche in der Regel von rechtsunkun 
digen Perſonen verfaßt werden, der Mehrzahl nach zur unmittelbaren Genehmigung 
nicht geeignet find und namentlich in formeller Hinſicht zumeiſt an den gleichen 
Mängeln leiden, was zur Folge hat, daß ſolche Statutenentwürfe vor der definitiven 
Genehmigung ſtets einer ſehr eingehenden, mit einem unverhältnißmäßigen Aufwande 
an Zeit und Mühe verbundenen Prüfung und Modificirung, eigentlich einer gänz⸗ 
lichen Umarbeitung unterzogen werden müſſen. 

Dies gilt namentlich von den Statutenentwürfen für Actiengeſellſchaften zum 
Baue und Betriebe von Fabriken behufs Erzeugung von Runkelrübenzucker, von 
Dampfmühlen in Verbindung mit Brodbäckereien, von Papierfabriken, von Bräu⸗ 
häusern, von Oelfabriken, endlich von Actiengefellſchaften zum Handel mit Schnitt-, 
Eiſen⸗ und gemiſchten Waaren. 

Um dieſem Uebelſtande nach Thunlichkeit abzuhelfen, zugleich aber auch den 
Parteien, welche die Errichtung von Gefellſchaften der gedachten Kategorien beabſich⸗ 
tigen, einen Leitfaden bei der Verfaſſung der betreffenden Statuten an die Hand zu 
geben und insbeſondere die Textirung der letzteren in formeller Beziehung in einer den 
beſtehenden Geſetzen und den hierorts feftgeftellten Grundfätzen entſprechenden Weiſe 
zu vermitteln, habe ich mich im Einvernehmen mit den betheiligten k. k. Miniſterien 
beſtimmt gefunden, nach dem Muſter bereits genehmigter und bewährt befundener 
Statuten ein eigenes Formulare anfertigen zu laſſen, welches bei Verfaſſung von 
Statuten für Geſellſchaften der obenerwähnten Art in ähnlicher Weiſe als Anhalts⸗ 
punkt zu benützen ſein wird, wie dies bezüglich der Formularien für Gemeindeſpar⸗ 
caſſen bereits ſeit längerer Zeit der Fall iſt. 

Da jedoch der Natur der Sache nach die allfälligen Conceſſionswerber nicht, wie 
die Gemeinden, im Vorhinein mit Formularien betheilt werden können und jeder Zwang 
zur Benützung derartiger Muſter ſelbſtverſtändlich ausgeſchloſſen bleiben muß, ſo läßt ſich 
die Erreichung des oben angedeuteten Zweckes am wirkſamſten dadurch fördern, wenn 
im Wege einer beſonderen Kundmachung verlautbart wird, daß Formularien zu Sta⸗ 
tuten der erwähnten Art, deren Benützung den Parteien im eigenen Intereſſe auf das 
Angelegentlichſte zu empfehlen iſt, bei der Landesbehörde und bei den Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaften gegen ein beſtimmtes geringes Entgelt behoben werden können. 

Indem ich Eure zu einer ſolchen Verlautbarung in der dortigen 
amtlichen Landeszeitung hiemit ermächtige, erſuche ich Hochdieſelben, auch die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaften zur Veranlaſſung ähnlicher Kundmachungen in den betreffenden 
Bezirksblättern, ſowie zur entſprechenden mündlichen Verſtändigung der Parteien bei 
den Amtstagen und durch die Gemeindevorſtände anweiſen und zugleich die Verfügung 
treffen zu wollen, daß in jenen Fällen, wo im Sinne des § 15 des Vereinsgeſetzes 
vom 26. November 1852, R. G. Bl. Nr. 253 lediglich um die Bewilligung zu den 
vorbereitenden Maßregeln behufs Bildung einer Geſellſchaft der mehrerwähnten Art 
angeſucht wird, bei Eröffnung der Bewilligung die Parteien gleichzeitig darauf auf⸗ 
merkſam gemacht werden, daß ihnen gegen Leiſtung der gedachten Vergütung ein 
Exemplar des betreffenden Formulars als Leitfaden zur ſeinerzeitigen Verfaſſung der 
Statuten hinausgegeben werden wird. 

Von dem erwähnten Formulare, welches bei Abfaſſung von Statuten für alle 
oben bezeichneten Geſellſchaften als Muſter dienen kann, folgen in der Anlage 10 
lithographirte Exemplare im deutſchen Texte mit dem Erſuchen mit, dieſelben zu dem 
oben gedachten Zwecke, ſowie behufs Betheilung der Bezirkshauptmannſchaften in 
erforderlicher Anzahl — und zwar nach Bedarf in beiden Landesſprachen — in Druck 
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legen zu laſſen und die erwachſenden Koſten in der oben angedeuteten Weiſe von den 
betreffenden Parteien hereinzubringen. 

In Bezug auf die Art und Weiſe der Benützung dieſer Muſter beehre ich mich 
der im Eingange des Formulares enthaltenen Anweiſung für die Parteien noch Fol⸗ 
gendes beizufügen: Obwohl ich vorausſetze, daß dieſes Formulare, insbeſondere bei 
der Textirung der aus den beſtehenden einſchlägigen Geſetzen, namentlich dem Handels⸗ 
geſetze, in die Statuten aufzunehmenden Beſtimmungen von den Parteien — ia⸗ 
ſoferne dieſelben überhaupt davon Gebrauch machen — als Leitfaden benützt werden 
wird, fo verſteht es ſich doch ondererſeits von ſelbſt, daß hiemit nicht eine unwandelbare 
Richtſchnur für die Verfaffung ſolcher Statuten gegeben werden wollte. 

Gleichwie es daher den Parteien freiſteht, bei Redigirung von Geſellſchafts⸗ 
ſtatuten der erwähnten Art mit Rückſicht auf die beſonderen Zwecke und die Geſtaltung 
des betreffenden Unternehmens die Beſonderheiten des Geſellſchaftsvertrages, ſowie 
auf die etwa obwaltenden Localverhältniſſe die für nöthig und zweckdienlich befundenen 
Abweichungen von dem Muſterſtatute, inſoferne dieſelben innerhalb des Rahmens der 
beſtehenden Geſetze gehalten find, nach eigenem Ermeſſen eintreten zu laſſen, fo iſt 
auch ſchon bei Abfaſſung des Formulares durch Anbringung von Varianten und Anmer⸗ 
kungen auf die vorkommenden möglichen Fälle und auf die verſchiedenen Formen der 
einzelnen Geſellſchaften Rückſicht genommen und ſind insbeſondere in dem Muſter⸗ 
ſtatute alle jene Stellen offen gelaſſen worden, welche numeriſche Beträge oder über⸗ 
haupt ſolche Beſtimmungen betreffen, deren Feſiſetzung nach Maßgabe der verſchiedenen 
Zwecke und beſonderen Verhältniſſe der zu errichtenden Geſellſchaft zunächft den Con⸗ 
ceſſionswerbern überlaſſen werden muß. 

Hiernach wollen ſich Eure bei allenfalls vorkommenden 
Anfragen ſeitens der Parteien, ſowie bei Erſtattung der Vorlageberichte zu den bezüg⸗ 
lichen Statutenentwürfen gefälligſt benehmen. 


(Formulare zu diefem Erlaſſe folgt im nächſten Blatte.) 


Perſonalien. 


Seine Majeftät haben dem Landeshauptmann in Mähren Adalbert Freiherrn 
v. Widmann die Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Architekten und Baurath im Departement für 
Hochbauten des Miniſteriums des Innern Hermann Bergmann taxfrei den Titel 
eines Oberbaurathes und dem Oberingenieur der galiziſchen Statthalterei Felix 
Ksiezarski das Ritterkreuz des Franz Joſephs⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzwachcommiſfär Johann Schleſ inger das 
goldene Verdienſtkrenz verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den quiescirten Bezirkshauptmann Joſeph 
Theumer, dann die Bezirkshauptmänner zweiter Claſſe Guſtav Umlauft und 
Karl Jelen zu Bezirkshauptmännern erſter Claſſe, dann die auf Bezirkscommiſſärs⸗ 
ſtellen eingereihten früheren Bezirksvorſteher Karl Schrödl und Joſeph Alexander 
Konrad zu Bezirkshauptmännern zweiter Claſſe in Böhmen ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bezirkscommiſſär Dr. Richard Capellmann 
zum Miniſterialconcipiſten im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den auf eine Bezirkscommiſſärsſtelle eingereihten 
früheren Bezirksvorſteher Ignaz Mali zum Bezirkshauptmann zweiter Claſſe im 
Küſtenlande ernannt. 


Erledigungen. 


Telegraphencommiſſärsſtelle beim Telegrapheninſpectorate in Prag mit 1200 
Gulden Gehalt, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 7.) 

Prakticantenſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. Centraldirection der 
Tabakfabriken und Einlöſungsämter mit 200 fl. Adjutum jährlich, bis 6. Februar 
(Amtsbl. Nr. 8.) 

Amanuenſisſtelle an der k. k. Wiener Univerſitätsbibliothek mit 600 fl. Jahres⸗ 
gehalt und 150 fl. Quartiergeld, bis 10. Februar. (Amtsbl. Nr. 8.) 

Primararztensſtelle im Wiedener Krankenhauſe in Wien mit 1200 fl. Gehalt 
und 350 fl. Quartierbeitrag, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 10.) 

Finanzwachcommiſſärsſtelle in Mähren mit 700 fl. Jahresgehalt und Neben⸗ 
bezügen, bis 10. Februar. (Amtsbl. Nr 10.) 

Ingenieursſtellen beim Stadtbauamte der Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
und zwar eine mit 2000 fl. ö. W., eine mit 1800 fl. 6. W., eine mit 1600 fl. ö. W. 
zwei Ingenieurs⸗Adjunctenſtellen mit 1400 fl. und 1200 fl. 6 W.; alle fünf Stellen 
mit 20 pCt. des Gehaltes als Quartiergeld; ferners ſechs Bauelevenftellen mit je 
700 fl. Gehalt und 150 fl. Quartiergeld, bis 20. Februar. (Amtsblatt Nr. 10.) 

Aſſiſtentenſtelle beim Punzirungsamte in Trieſt mit 600 fl. Jahresgehalt und 
100 fl. Quartiergeld, bis 20. Februar. (Amtsbl. Nr. 11.) 

Proviſoriſche Förſtersſtelle im Bereiche der k. k. Fiuanzdirection Salzburg mit 
525 fl. Gehalt, Holzgeld von 27 fl. 50 kr., Ganggeld und Kanzleipauſchale, ferner 
Naturalquartier oder 10 pCt. Quarttergeld, bis 6. Februar. (Amtsbl. Nr. 11.) 


Dieſer Nummer liegt der Titel, das 
Inhalts⸗Verzeichniß und das alphabetiſche 
Sachregiſter zum vierten Jahrgange (1871) 
dieſer Zeitſchrift bei. 
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